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wurde dadurch abgeschlossen, daß sich der Geschädigte vom 
Angeklagten abwandte und in Richtung Wohnzimmer ging. 
Auch das weitere Geschehen, bei dem der Angeklagte — einen 
Diebstahl befürchtend — dem Geschädigten folgte, diesen im 
Wohnzimmer zum Verlassen der Wohnung aufforderte und 
daraufhin erneut mit Schlägen angegriffen wurde, stellte für 
ihn eine Notwehrsituation dar, in der er den Angreifer mit 
angemessenen Mitteln hätte abwehren können. Der Ange­
klagte stach jedoch auf Grund affektiver Erregung mit einem 
Messer auf den Geschädigten, ein, der an den Folgen der 
Stichverletzung verstarb. Insoweit lag, wie das Bezirksgericht 
zutreffend festgestellt hat, keine angemessene Abwehr des 
rechtswidrigen Angriffs vor, so daß der Angeklagte die vom 
Tatbestand der Notwehr gemäß § 17 Abs. 1 StGB gesetzten 
Grenzen überschritten hat.

Der Auffassung des Vordergerichts, daß wegen der Über­
schreitung der Notwehr gemäß § 17 Abs. 2 StGB von Maßnah­
men der strafrechtlichen Verantwortlichkeit abzusehen sei, 
vermag jedoch der Senat in Übereinstimmung mit dem 
Protestvorbringen nicht zu folgen. Bei seiner Entscheidung 
hat das Bezirksgericht die nach dieser Bestimmung maßgeb­
lichen Voraussetzungen für ein Absehen von Strafe nicht im 
vollen Umfang berücksichtigt.

Im vorliegenden Verfahren ist es unstrittig, daß der Ange­
klagte auf Grund des gewalttätigen Vorgehens des Geschä­
digten unverschuldet in hochgradige Erregung versetzt wurde 
und in diesem Zustand die Schläge zuletzt unangemessen mit 
einem Messer abwehrte. Nicht geprüft hat jedoch das Vorder­
gericht, ob die hochgradige Erregung des Angeklagten auch 
b e g r ü n d e t  i. S. des § 17 Abs. 2 StGB gewesen ist. Ent-, 
gegen der von der Verteidigung vorgetragenen Auffassung 
reicht allein der Umstand, daß der Angeklagte ohne eigenes 
Verschulden in hochgradige Erregung versetzt wurde, nicht 
aus, um ohne weiteres von deren Begründetheit auszugehen. 
Eine zur Notwehrüberschreitung führende hochgradige Er­
regung ist dann begründet, wenn sie nicht durch eigenes 
schuldhaftes Verhalten hervorgerufen wurde und den objek­
tiven Umständen angemessen war (vgl. OG, Urteil vom 
7. Mai 1971 - 5 Ust 27/71 - [NJ 1971, Heft 16, S. 491]; StGB- 
Kommentar, 5. Aufl., Berlin 1987, Anm. 9 zu §17 [S. 85]). Das 
letztgenannte Erfordernis bedeutet, daß o b j e k t i v  eine 
von den äußeren Umständen des Angriffs her ungewöhnlich 
hohe psychische Bdlastungssituation Vorgelegen haben muß 
(vgl. H. Bein/D. Seidel, „Probleme der Notwehrüberschrei­
tung“, NJ 1969, Heft 23, S. 738). Daran fehlte es in vorliegen­
der Sache.

So wird aus dem tatsächlichen Geschehen deutlich, daß für 
den Angeklagten zu keiner Zeit eine Situation bestanden hat, 
in der ein sein Leben bedrohender Angriff geführt wurde 
bzw. er mit einem solchen rechnen mußte. Die Tätlichkeiten 
des Geschädigten beschränkten sich auf solche Einwirkungen, 
die nachweislich zu keiner Schädigung der Gesundheit des 
Angeklagten geführt haben. Somit hat eine objektiv nicht 
schwerwiegende Bedrohungssiituation bei dem affektlabilen 
Angeklagten zur hochgradigen Erregung geführt, in der er 
gegen den zwar dreisten und wiederholt tätlich gewordenen, 
jedoch unbewaffneten Angreifer tödliche Messerstiche führte. 
Der Einsatz dieses Tatwerkzeugs erfolgte, ohne daß sich die 
Intensität und Gefährlichkeit der tätlichen Angriffe des 
Geschädigten gesteigert hatten. Auch dieser Umstand kann 
bei der Prüfung der Begründetheit der hochgradigen 
Erregung nicht außer Betracht bleiben (vgl. OG, Urteil vom 
17. März 1972 - 5 Ust 6/72 - NJ 1972, Heft 12, S. 364).

Der Hinweis des Bezirksgerichts, daß der Geschädigte 
neben den tätlichen Angriffen auf .den Angeklagten auch 
eine Reihe weiterer schwerer Eingriffe in dessen grundle­
gende Reche (Unverletzlichkeit der Wohnung, Schutz des 
persönlichen Eigentums) vorgenommen hat, trifft zu. Ent­
scheidend bleibt jedoch, daß der die Notwehrsituation be­
stimmende Angriff des Geschädigten auf die Person des An­
geklagten von relativ geringer Intensität war.

Da somit die Voraussetzungen für ein Absehen von Maß­
nahmen strafrechtlicher Verantwortlichkeit gemäß § 17 Abs. 2 
StGB nicht gegeben sind, war auf den Protest das erstinstanz­
liche Urteil insoweit aufzuheben.

Die in der erneuten Hauptverhandlung vom Bezirksgericht
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festzusetzende Maßnahme der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit sollte unter Berücksichtigung der festgestellten 
Tatumstände und der Persönlichkeit des Angeklagten bei 
etwa vier Jahren Freiheitsstrafe liegen.


